
StGB betont. Folglich ist der Leiter Adressat der In­
formationen nach § 102 Abs. 3 StPO. Er hat seinerseits 
für eine Beratung im Kollektiv Sorge zu tragen und ist 
dafür verantwortlich, daß das Ergebnis der Beratung 
in Form einer Niederschrift innerhalb einer bestimm­
ten Frist dem Staatsanwalt mitgeteilt wird.
Wir müssen auch hier davon ausgehen, daß sich in 
den Betrieben der DDR eine Weiterentwicklung der 
Menschen, der Staats- und Wirtschaftsfunktionäre und 
aller Werktätigen vollzogen hat und daß die Leiter und 
Kollektivmitglieder heute schon von einer ganz ande­
ren Position an die Mitwirkung in der Strafrechtspflege 
herangehen. Wir müssen ihnen deshalb auch die Ent­
scheidung über die Art der Wahrnehmung ihres Rechts 
auf Mitwirkung überlassen, so wie das beispielsweise 
in der Sowjetunion schon seit Jahren geschieht.
Die Praxis zeigt, daß die Betriebsleiter ihrer Verant­
wortung im allgemeinen gerecht werden, die Durch­
führung von Beratungen im Kollektiv organisieren und 
auch die Information an den Staaatsanwalt sichern. 
Das schließt nicht aus, daß die Gerichte im Einzel­
fall über die schriftliche Information und Aufforderung 
zur Erörterung der Straftat im Kollektiv hinaus auch 
persönliche Unterstützung geben, wenn dazu aus der 
Kenntnis einer bestimmten Betriebssituation eine Not­
wendigkeit besteht. Insbesondere gilt das für kleinere 
Betriebe, wo die Entwicklung der gesellschaftlichen 
Kräfte noch nicht so weit gediehen ist wie in den 
Großbetrieben.
Wenn wir betonen, daß die Rechte der Werktätigen auf 
Teilnahme am Strafverfahren gesichert werden, so be­
deutet das jedoch nicht, daß die Mitwirkung von Kol­
lektivvertretern am gerichtlichen Verfahren zwingend 
vorgeschrieben ist. Vielmehr gilt hier folgende Auffas­
sung: „Hat sich das Kollektiv in der Beratung zu einer 
bestimmten Form der Teilnahme entschlossen oder ist 
es ausnahmsweise der Auffassung, daß kein Kollektiv­
vertreter entsandt wird, weil eine Stellungnahme zur 
Strafsache und zur Persönlichkeit nicht möglich ist, 
dann besteht für die Rechtspflegeorgane keine Not­
wendigkeit, das Kollektiv zu einer erneuten Beratung 
zu veranlassen. Die Nichtteilnahme eines Vertreters 
des Kollektivs am gerichtlichen Verfahren wird jedoch 
eine Ausnahme bleiben, da die Kollektive in der Regel 
daran interessiert sind, ihre Auffassung zur Persönlich­
keit des Beschuldigten und zu der von ihm begangenen 
Tat dem Gericht zu übermitteln, um dadurch zu einer 
gerechten Entscheidung beizutragen.“/2/,
In diesem Zusammenhang vertritt das Präsidium des 
Obersten Gerichts den Standpunkt, daß einige in den 
Berichten an das Plenum auf der 25. und auf der 
29. Plenartagung des Obersten Gerichts enthaltene 
Formulierungen nicht mehr den heutigen Erkenntnis­
sen entsprechen. Einzelheiten dazu hat S c h l e g e l  
in NJ 1971 S. 348 ff. dargelegt, auf die hiermit ver­
wiesen wird.

Zur rationellen Gestaltung 
des gerichtlichen Verfahrens

Die zentralen Rechtspflegeorgane sind der Auffassung, 
daß bei einfachen Strafsachen auch eine rationellere 
Gestaltung des Eröffnungsverfahrens möglich ist, was 
nicht bedeutet, daß etwa auf eine gewissenhafte 
Prüfung des hinreichenden Tatverdachts verzichtet 
werden könnte.
Liegen die Voraussetzungen für die Eröffnung des ge­
richtlichen Hauptverfahrens vor (§ 193 StPO) und er­
gibt die gründliche Prüfung, daß das Gericht im Hin­
blick auf-das Vorliegen hinreichenden Tatverdachts
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und in der rechtlichen Beurteilung der Auffassung des 
Staatsanwalts beipflichtet, so kann nach Auffassung 
des Obersten Gerichts der Eröffnungsbeschluß mittels 
Stempelaufdrucks auf die Anklageschrift gefaßt wer­
den. Selbstverständlich ist auch der auf diese Weise 
gefaßte Eröffnungsbeschluß vom Vorsitzenden und von 
den Schöffen zu unterschreiben. In ihm muß auch über 
eine eventuelle Fortdauer der Untersuchungshaft mit 
entschieden werden.
Der Termin zur Durchführung der Hauptverhandlung 
ist unter Beachtung des § 204 StPO zum frühestmög­
lichen Zeitpunkt anzuberaumen. Das bedeutet jedoch 
nicht, daß etwa in einfachen Strafverfahren stets die 
Ladungsfrist unter fünf Tage abzukürzen wäre. Es ist 
auch wenig wirkungsvoll, wenn Strafverfahren in der 
Ermittlung und beim Gericht lange laufen und dann 
zu guter Letzt die Ladungsfrist abgekürzt wird.
Die rationelle Verfahrensgestaltung im Interesse der 
höheren Effektivität des Verfahrens muß sich auf den 
Urteilsstil in Strafsachen auswirken: Inhalt und Auf­
bau des Urteils, das am gleichen Tag zu beraten, abzu­
setzen und zu verkünden ist, müssen den in § 242 StPO 
enthaltenen Anforderungen in kurzer-und prägnanter 
Form entsprechen. Die Sachverhaltsfeststellungen müs­
sen unter Hervorhebung der Beweismittel die konkre­
ten objektiven und subjektiven Tatumstände enthal­
ten, die die Tatbestandsmäßigkeit der Handlung und 
ihre inhaltliche Schwere charakterisieren. Feststellun­
gen zur Person sind nur insoweit in das Urteil aufzu­
nehmen, als sie für die Strafzumessung von Bedeutung 
sind (§ 61 StGB).
Bei Strafen ohne Freiheitsentzug sind, soweit es sich 
um eine im wesentlichen positive Täterpersönlichkeit 
handelt, nach Abschluß der Hauptverhandlung keine 
aufwendigen weiteren Maßnahmen zur Strafenver­
wirklichung einzuleiten. Dieser Hinweis der zentralen 
Rechtspflegeorgane trägt der Tatsache Rechnung, daß 
bei einfachen Strafverfahren oftmals nach der Ausein­
andersetzung im Kollektiv und der gerichtlichen Ent­
scheidung keine weiteren Anstrengungen gesellschaft­
licher Kräfte erforderlich sind, um den Täter künftig­
hin zu einem verantwortungsbewußten Verhalten zu 
veranlassen.
Zu der Frage, in welchen Fällen Beratungen mit den 

.an der Hauptverhandlung teilnehmenden Vertretern 
der Kollektive bzw. dem Leiter notwendig sind, hat 
Schlegel in NJ 1971 S. 351 ausführlich Stellung ge­
nommen.
Im Interesse der Rationalisierung und Beschleunigung 
des Strafverfahrens und damit zur Erhöhung seiner 
gesellschaftlichen Wirksamkeit orientieren die zentra­
len Rechtspflegeorgane darauf, bei einfachen Straf­
sachen in stärkerem Maße die Möglichkeit der Ver­
bindung von Strafsachen gemäß § 219 StPO zu prüfen. 
Eine Verbindung ist insbesondere dann zweckmäßig, 
wenn entweder die Auswirkungen mehrerer strafbarer 
Handlungen den gleichen gesellschaftlichen Bereich be­
treffen oder die einzelnen Straftaten bestimmte Ge­
meinsamkeiten aufweisen, so daß bei zusammenhän­
gender Betrachtung deren Gesellschaftswidrigkeit 
besser verdeutlicht wird.
Eine summarische Durchführung von Verfahren ist 
jedoch zu vermeiden. Deshalb verbietet sich z. B. eine 
Verbindung dann, wenn an den verschiedenen Straf­
verfahren trotz gewisser Gemeinsamkeiten einerseits 
Straftäter beteiligt sind, die erstmalig in Erscheinung 
getreten sind, andererseits sich ein Straftäter zu ver­
antworten hat, der in der Vergangenheit wiederholt 
durch Disziplinwidrigkeit, Verfehlungen oder Straf­
taten angefallen ist, weil ja hier auch die erzieherische 
Orientierung der Hauptverhandlung einen ganz ande-
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